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Einleitung 

1 

Die private1 Schiedsgerichtsbarkeit stellt eine gerade im internationalen Bereich inter-

essante Alternative zur gerichtlichen Streiterledigung dar. Sie basiert regelmäßig2 auf der 

privatautonomen Vereinbarung der Parteien, daß über bestimmte bürgerliche Rechts-

streitigkeiten nicht ein staatliches Gericht, sondern ein Schiedsgericht entscheiden soll.3 

Die privatautonome Begründung der Schiedsgerichtsbarkeit führt dazu, daß die Zustän-

digkeit des Schiedsgerichts zwischen den Parteien häufig streitig ist oder es im Laufe des 

Verfahrens wird, wenn sich herausstellt, welche Partei zu unterliegen droht. Ein wesentli-

ches Bedürfnis in der Schiedsgerichtsbarkeit ist es daher, schon in einem frühen Stadium 

der Streitbewältigung, bevor zuviel Zeit und Geld in den Streit investiert wurden, sicher 

festzustellen, ob das Schiedsgericht oder ein staatliches Gericht zur Streitentscheidung 

berufen ist.4 

Grundsätzlich ist es das Ziel der Schiedsgerichtsbarkeit, eine Streiterledigung durch die 

staatlichen Gerichte zu vermeiden. Dennoch bleibt das Schiedsgericht auf staatsgericht-

liche Unterstützung angewiesen. Insbesondere bei der Anerkennung von Schiedsverein-

barungen, der Besetzung des Schiedsgerichts und vor allem bei der Vollstreckung des 

Schiedsspruchs kann das Schiedsgericht ohne staatliche Hilfe nicht auskommen.5 Da im 

Bereich der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit regelmäßig die Rechtsordnungen 

mehrerer Staaten berührt werden, kann es zu divergierenden Entscheidungen der Schieds-

gerichte und der staatlichen Gerichte, aber auch zwischen den Gerichten verschiedener 

Staaten kommen, wenn es um die Frage der Zuständigkeit des Schiedsgerichts geht.6 

Die Schiedsgerichtsbarkeit im öffentlichrechtlichen Bereich (vgl. hierzu z.B. Schwab/Walter, 
Kap. 1 Rdnr. 3) und die völkerrechtliche Schiedsgerichtsbarkeit (vgl. Schwab/Walter, Kap. 41 
Rdnr. 19) bleiben unberücksichtigt. 

Auch private außervertragliche Schiedsgerichte sind denkbar, sie sollen in dieser Arbeit aber 

nicht betrachtet werden. Vgl. hierzu Rosenberg/Schwab (-Gottwald), § 172 IX. 

Rosenberg/Schwab (-Gottwald), § 171 1.1. 

Schlosser, Arbitration International Vol. 8 (1992) Nr. 2, S. 189, 193; ders., in: FS Habscheid, 
S. 273, 283; BUlow, KTS 1970, S. 125, 129; Sonnauer, Die Kontrolle der Schiedsgerichte durch 
die staatlichen Gerichte, S. 127. 

Werner, Journal of International Arbitration Vol. 6 (1989) No. 3, S. 113, 115. 
Reichert, Arbitration International Vol. 8 (1992) No. 3, S. 237, 253; vgl. Schiedsspruch der IHK 
v. 16.2.1983, SPP (Middle East) Ltd. e.a. vs. Arab Republic of Egypt e.a., YCA IX (1984), 
S. 111-124, aufgehoben in Cour de cassation v. 6.1.1987, Clunet 1987, S. 638.; IHK Nr. 3572/82 
(ohne Datum), Deutsche Schachtbau und Tiefbohrgesellschaft mbH vs. The Government of the 
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Zwar haben die internationalen Übereinkommen mit den in ihnen enthaltenen Kollisions-

normen7 schon zu einer Entschärfung der Problematik geführt, da das für die Beur-

teilung der Zuständigkeitsfrage wichtige Schiedsvertragsstatut damit in den Vertragsstaa-

ten identisch angeknüpft wird und so eine gewisse Rechtsvereinheitlichung eingetreten 

ist.8 Dies bringt aber aus verschiedenen Gründen nicht den gewünschten Erfolg frühzeiti-

ger Sicherheit. Zum einen ist auch bei Vereinheitlichung des Kollisionsrechts noch nicht 

seine einheitliche Anwendung sichergestellt. Auch eine unterschiedliche Anwendung des 

nach einheitlichem Kollisionsrecht gefundenen Sachrechts ist möglich. Außerdem ist die 

Vereinheitlichung des Kollisionsrechts nicht vollständig. Bezüglich der subjektiven 

Schiedsfähigkeit der Parteien ist lediglich geregelt, daß diese sich nach dem Personal-

statut der Parteien richtet, nicht aber wie dieses Personalstatut anzuknüpfen ist. Die Un-

terwerfung der objektiven Schiedsfähigkeit unter die lex fori kann erst recht nicht zu 

Rechtsvereinheitlichung führen.9 Die einzelnen nationalen Schiedsgerichtskodifikationen 

und auch die staatsvertraglichen Regelungen versuchen, solche widersprüchlichen Ent-

scheidungen auszuschließen. Hierbei bedienen sie sich neben der Rechtsvereinheitlichung 

auch der Wirkungserstreckung von ausländischen Entscheidungen auf das Inland. Da 

nach Völkergewohnheitsrecht kein Staat verpflichtet ist, Schiedssprüchen10 oder Ent-

scheidungen von Gerichten eines anderen Staates im Inland Wirkungen zukommen zu 

lassen," kann sich eine solche Verpflichtung nur aus dem autonomen nationalen 

Recht12 oder aus staatsvertraglichen Übereinkommen13 ergeben.14 

Dieser Problemstellung folgend werden im ersten Teil der Arbeit nationale Lösungs-

State of R 'as AI Khaimah and The R 'as AI Khaimah Oil Company (Rakoil), YCA XIV (1989), 
S. 111-122. Das Schiedsgericht hielt sich für zuständig. Aber auch das von der schiedsbeklagten 
Partei angerufene Gericht in R 'as AI Khaimah hielt sich für zuständig. Mit dieser Situation hatte 
sich der Court of Appeal in London auseinanderzusetzen. Vgl. Deutsche Schachtbau und 
Tiefbohrgesellschaft mbH vs. The Government of the State of R 'as AI Khaimah and The R 'as 
AI Khaimah Oil Company (Rakoil), YCA XIII (1988), S. 522, 523, (C.A.). 

Art. 5 Abs. 1 lit. a UNÜ; Art. 6 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 1 lit. a EuÜ. 

Mayer, Recueil des Cours 217 (1989-V), S. 319, 361. 

Mayer, Recueil des Cours 217 (1989-V), S. 319, 362. 

Bosch, Rechtskraft und Rechtshängigkeit im Schiedsverfahren, S. 150. 

Geimer/Schütze (-Geimer), § 175 I; Nagel, IZPR, Rdnr. 635; Geirrter, IZPR, Rdnr. 2757. 

Zum Beispiel §§ 328, 1044 ZPO. 

Zum Beispiel das UNÜ, das EuÜ oder das EuGVÜ. 

Nagel, IZPR, Rdnr. 635, 636; Bosch, S. 150. 
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ansätze zur Schaffung frühzeitiger Sicherheit über die Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

untersucht. Hierbei beschränkt sich die Arbeit auf Deutschland, das UNCITRAL-Modell-

gesetz,15 England, Frankreich und die Schweiz. Die Auswahl gerade der letztgenannten 

drei Länder hat ihre Ursache darin, daß in ihnen zusammen der größte Teil aller inter-

nationalen Handelsschiedsverfahren in Europa durchgeführt wird.16 So lagen 1988 von 

den 222 von der Internationalen Handelskammer in Paris (die für die europäische 

Schiedsgerichtsbarkeit von herausragender Bedeutung ist) festgelegten Schiedsorten 79 

in Frankreich, 66 in der Schweiz und 20 im Vereinigten Königreich.17 

Die in den verschiedenen Ländern zur Herbeiführung frühzeitiger Rechtssicherheit 

über die Zuständigkeit des Schiedsgerichts geschaffenen Regelungen werden danach 

beurteilt, ob sie den Anforderungen der Parteien gerecht werden. Diese Anforderungen 

ergeben sich aus den Gründen, die die Parteien die Schiedsgerichtsbarkeit als Mög-

lichkeit der Streiterledigung wählen lassen. Als Gründe für die Wahl der Schiedsgerichts-

barkeit werden immer wieder die folgenden genannt: 

Die schiedsgerichtliche Streiterledigung sei schneller18 und billiger19 als die gericht-

liche. Sprachprobleme könnten dadurch ausgeschlossen werden, daß der Vertragssprache 

mächtige Schiedsrichter gewählt werden.20 Es könnten sachkundige Schiedsrichter 

gewählt werden,21 zu denen ein Vertrauensverhältnis bestehe.22 Gerade im inter-

Der endgültige Text ist abgedruckt in Annex 1 zu UN Dokument A/40/17 sowie bei Granzow, 
Das UNCITRAL-Modellgesetz über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit von 1985, 
S. 236-248; Hußlein-Stich, Das UNCITRAL-Modellgesetz über die internationale Handels-
schiedsgerichtsbarkeit, S. 235-252. 

Samuel, Jurisdictional Problems in International Commercial Arbitration: A Study of Belgian, 

Dutch, English, French, Swedish, Swiss, U.S. and West German Law, S. 29 Fn. 61. 

Sandrock, American Review of International Arbitration Vol. 1 (1990), S. 49. 

Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175; Schwab/Walter, Kap. 1 Rdnr. 8; Ruede/Hadenfeld, 
§ 6 II, S. 28; David, Arbitration in International Trade, S. 10 Nr. 8. 

Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175. Ob dieser Vorteil allerdings wirklich besteht, ist 
heftig umstritten. Vgl. Riiede/Hadenfeld, § 6 VI 2., S. 33; Walder-Bohner, Zivilprozeßrecht, 
S. 503; David, S. 10 Nr. 8. Die Frage, ob ein Schiedsverfahren oder ein gerichtliches Verfahren 
im Ergebnis geringere Kosten verursacht, ist abstrakt nicht zu beurteilen. Vgl. Krause/Bozen-
hardt, Internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit, S. 47 f. Dieses Kriterium muß in dieser 
Arbeit daher ausgespart bleiben. 

Krause/Bozenhardt, S. 42; Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175. 

Krause/Bozenhardt, S. 44; Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175; RUede/Hadenfeld, § 6 

III 2., S. 30; David, S. 10 Nr. 8. 

Schwab/Walter, Kap. 1 Rdnr. 8; Ruede/Hadenfeld, § 6 IV, S. 31. 
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nationalen Geschäftsverkehr biete das Schiedsgericht mehr Gewähr für Unbefangenheit 

als ein staatliches Gericht.23 Die schiedsgerichtliche Lösung sei freundschaftlicher und 

trübe bestehende Geschäftsbeziehungen weniger als ein Gerichtsverfahren.24 Die Nicht-

öffentlichkeit der Schiedsverfahren gewährleiste, daß nicht am Verfahren Beteiligte keine 

sensiblen Informationen erhalten könnten.25 Schiedssprüche würden in der ganz über-

wiegenden Mehrzahl der Fälle freiwillig erfüllt und seien darüber hinaus international 

einfacher zu vollstrecken als gerichtliche Urteile.26 Aus diesen Gründen für die Wahl 

des Schiedsverfahrens lassen sich die folgenden Anforderungen an die Lösung des 

Zuständigkeitskonfliktes ableiten: 

Der Zuständigkeitskonflikt muß frühzeitig entschieden werden, um zu vermeiden, daß 

Zeit und finanzielle Mittel in Verfahren investiert werden, von denen sich später heraus-

stellt, daß sie vor einer unzuständigen Instanz stattfanden. 

Der Zuständigkeitskonflikt muß schnell entschieden werden, um das Verfahren nicht 

unnötig zu verzögern. Diese Anforderung ergibt sich wie die vorhergehende aus dem 

Interesse der Parteien an einer schnellen und kostengünstigen Streiterledigung. 

Wird die Zuständigkeit des Schiedsgerichts festgestellt, dann muß auch sichergestellt 

sein, daß der Streit einer schiedsgerichtlichen Entscheidung zugeführt wird. Diese 

Anforderung ergibt sich daraus, daß nur so die spezifischen Vorteile der schiedsge-

richtlichen Streiterledigung zu gewährleisten sind. 

Die internationale Anerkennung der Zuständigkeitsentscheidung muß sichergestellt 

sein. Diese Anforderung ergibt sich aus dem Interesse der Parteien an leichter inter-

nationaler Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs. 

Im zweiten Teil der Arbeit werden die nationalen Regelungen, die sich im ersten Teil 

als wirksam und den Anforderungen gewachsen herausgestellt haben, daraufhin über-

prüft, ob sie sich auch im internationalen Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren 

bewähren. Bezüglich der zu untersuchenden Anerkennungs- und Vollstreckungsregeln 

erfolgt eine andere Auswahl als im ersten Teil der Arbeit. Betrachtet werden nur das 

New Yorker UN-Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi-

scher Schiedssprüche vom 10.6.1958 (UNÜ), das Genfer Europäische Übereinkommen 

Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175; Guldener, Schweizerisches Zivilprozeßrecht, S. 603. 

RUede/Hadenfeld, § 6 I, S. 28. 

Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175. 

Stumpf/Steinberger, RIW 1990, S. 174, 175 f. 
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über die Handelsschiedsgerichtsbarkeit vom 21.4.1968 (EuÜ), das EWG-Übereinkommen 

über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 

in Zivil- und Handelssachen vom 27.9.1968 (EuGVÜ), das UNCITRAL-Modellgesetz 

(UNCITRAL-MG) sowie das deutsche autonome Anerkennungsrecht. Diese andere 

Auswahl ist erforderlich, da der Anerkennungs- und Vollstreckungsstaat eines Schieds-

spruchs ganz wesentlich davon abhängt, wo die unterlegene Partei Vermögenswerte 

besitzt. Daher läßt sich eine Konzentration auf bestimmte Staaten im Anerkennungs- und 

Vollstreckungsverfahren nicht feststellen. 

Kapitel I: 
Die Ansätze zur Lösung des Problems der Unsicherheit über die 

schiedsgerichtliche Zuständigkeit auf nationaler Ebene 

Das Bedürfnis nach frühzeitiger Sicherheit über die Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

existiert in allen Rechtsordnungen, in denen schiedsgerichtliche Streiterledigung eine 

Alternative zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen ist. Es wird von den 

nationalen Rechtsordnungen durch unterschiedliche Lösungsansätze zu befriedigen 

versucht. Diese nationalen Lösungsansätze werden im ersten Teil der Arbeit betrachtet. 

Hierzu werden die diesbezüglichen Regelungen der einzelnen Rechtsordnungen darge-

stellt und auf ihre Wirksamkeit hin untersucht. Gegebenenfalls wird die Möglichkeit 

alternativer Lösungen geprüft. 

A. Lösungsansätze nach deutschem Recht 

I. Gesetzlich konzipierte Lösungsansätze nach deutschem Recht 

1. Die gerichtliche Überprüfung der schiedsgerichtlichen Zuständigkeit 

Eine gerichtliche Überprüfung der schiedsgerichtlichen Zuständigkeit ist in verschiedenen 

Situationen denkbar. Sie kann direkt in einem gerichtlichen Feststellungsverfahren oder 

im Hauptsacheverfahren auf die Einrede der Schiedsvereinbarung hin erfolgen oder 
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indirekt bei der gerichtlichen Überprüfung eines kompetenzrelevanten Zwischen- oder 

des Endschiedsspruchs. 

a) Die direkte gerichtliche Überprüfung der schiedsgerichtlichen Zuständigkeit 

aa) Die gerichtliche Überprüfung in einem Feststellungsverfahren 

Eine Anrufung des staatlichen Gerichts zur Überprüfung der Gültigkeit der Schiedsver-

einbarung in einem Feststellungsverfahren ist grundsätzlich möglich.1 Umstritten ist, ob 

das Gericht durch Feststellungsurteil2 oder gemäß § 1045 ZPO durch Beschluß3 ent-

scheidet. Der Wortlaut des § 1045 Abs. 1 ZPO, bei dessen Anwendbarkeit durch Be-

schluß entschieden wird, erfaßt lediglich das Erlöschen einer Schiedsvereinbarung, nicht 

aber deren anfängliche Unwirksamkeit. Daß die Entscheidung gleichwohl als Beschluß 

ergehen soll, wird mit der Erforderlichkeit einer raschen Klärung der Frage sowie unter 

Verweis auf die Rechtsprechung4 begründet.5 Der Wortlaut stehe dieser Auslegung nicht 

entgegen, da er sich in Anbetracht von § 1046 ZPO ("Unzulässigkeit des 

schiedsrichterlichen Verfahrens") auch gut in diesem Sinne interpretieren lasse.6 Wenn 

auch das Bedürfnis nach einer schnellen Entscheidung über die Wirksamkeit der 

Schiedsvereinbarung nicht zu bestreiten ist und auch ein sachlicher Grund für die 

unterschiedliche Behandlung anfänglich unwirksamer und nachträglich unwirksam 

werdender Schiedsvereinbarungen nicht erkennbar ist, kann diese Argumentation dennoch 

nicht überzeugen. Denn § 1046 ZPO verweist für die Klagen bezüglich der Unzuständig-

keit des schiedsrichterlichen Verfahrens nur insoweit auf § 1045 ZPO, als es um die 

sachliche und örtliche Zuständigkeit geht, nicht aber soweit die Verfahrensart betroffen 

ist. Auch der Hinweis auf die BGH-Rechtsprechung führt nicht weiter. In dem zitierten 

Wieczorek (-Schutze), § 1027a Anm. B V; Schwab/Walter, Kap. 6 Rdnr. 11, Kap. 31 Rdnr. 15; 
Schlosser, Das Recht der internationalen privaten Schiedsgerichtsbarkeit, Rdnr. 552; BGH v. 
24.9.1952, BGHZ 7, S. 184; Habscheid, KTS 1959, S. 113 ff.; Lichtenstein, NJW 1957, S. 570, 
571; Sonnauer, S. 99; Geimer, IZPR, Rdnr. 3891. 

So Schwab/Walter, Kap. 31 Rdnr. 10; Baumbach/Lauterbach (-Albers), § 1045 Anm. lc. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1045 Rdnr. 9; Wieczorek (-Schütze), § 1045 Anm. A II c. 

BGH v. 24.9.1952, BGHZ 7, S. 184. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1045 Rdnr. 9. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1045 Rdnr. 9. 
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Urteil7 geht es nämlich lediglich um die örtliche Zuständigkeit. Zur Verfahrensart enthält 

es keine Aussagen. Auch wenn eine Entscheidung im Beschlußwege und damit neben 

einem beschleunigten Verfahren eine Beschränkung der Rechtsmittel sicherlich 

wünschenswert wäre, ist sie daher de lege lata nicht möglich. 

Fraglich ist, bis wann das staatliche Gericht mit einem solchen Verfahren befaßt 

werden kann. Jedenfalls wenn der Schiedsspruch erlassen ist und die Voraussetzungen 

des § 1039 ZPO vorliegen, ist ein derartiger Feststellungsantrag nicht mehr möglich, da 

dann allein die §§ 1041, 1042 ZPO einschlägig sind.8 Diskutiert wird, ob schon mit 

Erlaß der positiven Zwischenentscheidung des Schiedsgerichts und dessen Fortsetzung 

des Verfahrens ein Feststellungsantrag als unzulässig anzusehen ist.9 Für einen so 

weitgehenden Ausschluß der Möglichkeit gerichtlicher Überprüfung der schiedsgericht-

lichen Zuständigkeit existiert indes keine gesetzliche Grundlage. Anders als z.B. in 

Frankreich10 hat das Schiedsgericht kein Erstentscheidungsrecht bezüglich der eigenen 

Zuständigkeit. Eine Klage auf Feststellung der Unzulässigkeit des Schiedsverfahrens 

kann daher bis zum Erlaß des Schiedsspruchs jederzeit erhoben werden. Erst danach fehlt 

das für die Feststellungsklage gemäß § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungs-

interesse, da dann mit der Anfechtung des Schiedsspruchs gemäß § 1041 Abs. 1 Nr. 1 

ZPO ein speziellerer Rechtsbehelf gegeben ist. Die Feststellungsklage wird aber nur 

sinnvoll sein, wenn Aussicht besteht, eine rechtskräftige Entscheidung zu erhalten, bevor 

der Schiedsspruch in der Sache ergeht." Ausgeschlossen ist sie allerdings gemäß 

§ 1027 a ZPO, wenn die Parteien wirksam eine Kompetenz-Kompetenz-Vereinbarung12 

getroffen haben. In diesen Fällen kann nur bezüglich der Wirksamkeit der Kompetenz-

Kompetenz-Klausel das staatliche Gericht um eine Feststellungsentscheidung bemüht 

werden. 

Die Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung der schiedsrichterlichen Zuständigkeit 

führt aber jedenfalls nicht zu frühzeitiger Sicherheit über die Zuständigkeit des Schieds-

gerichts, da diese gerichtliche Entscheidung in den Rechtsmittelinstanzen voll überprüf-

BGH v. 24.9.1952, BGHZ 7, S. 184. 

Laschet, in: FS Nagel, S. 167, 180. 

Laschet, in: FS Nagel, S. 167, 180. 

Siehe Kapitel I, C.II.l.; Art. 1458 Abs. 1 NCPC. 

Schlosser, Rdnr. 552. 

Siehe Kapitel I, A.II. 
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bar ist und da diese Überprüfung vor deutschen Gerichten so lange dauert,13 daß von 

einer "frühzeitigen" Entscheidung nicht mehr gesprochen werden kann. 

bb) Die gerichtliche Überprüfung in einer Einredesituation 

Wird in der Hauptsache vor Gericht geklagt, so kann die Frage der Zuständigkeit des 

Schiedsgerichts durch Erhebung der Einrede der Schiedsvereinbarung gemäß § 1027 a 

ZPO gerichtlicher Klärung zugeführt werden. Hält das Gericht die Einrede für begründet, 

so weist es die Klage durch Prozeßurteil ab. Wird dieses rechtskräftig, so steht die 

Zuständigkeit des Schiedsgerichts für das Aufhebungs- und Exequaturverfahren fest.14 

Eine Verweisung an das Schiedsgericht in technischem Sinne kann aber nicht ausge-

sprochen werden.15 Hält das Gericht die Einrede für unbegründet, so entscheidet es in 

der Sache. Da auch in diesem Verfahren der Instanzenzug eröffnet ist, kann frühzeitige 

Rechtssicherheit über die Zuständigkeit des Schiedsgerichts hier nicht erreicht werden. 

b) Die indirekte gerichtliche Überprüfung der schiedsgerichtlichen Zuständigkeit 

Mit § 1037 ZPO existiert eine Norm, die dem Schiedsgericht die vorläufige Kompetenz-

Kompetenz überträgt. Wenn die Zuständigkeit des Schiedsgerichts vor diesem ange-

zweifelt wird, so kann es selber hierzu befinden und braucht das Schiedsverfahren aus 

diesem Grund nicht auszusetzen. Dies führt dazu, daß schiedsgerichtliche Entscheidungen 

zur eigenen Zuständigkeit ergehen können. Diese Entscheidungen können entweder in 

dem Endschiedsspruch zur Sache enthalten sein oder sie ergehen als Zwischenschieds-

spruch. 

aa) Die gerichtliche Überprüfung kompetenzrelevanter Zwischenschiedsentscheide 

Entscheidet das Schiedsgericht über die Kompetenzfrage nicht im Endschiedsspruch zur 

Für Deutschland wird die durchschnittliche Dauer eines Gerichtsverfahrens durch alle Instanzen 
mit sechs Jahren angegeben. Vgl. Berger, RIW 1989, S. 850. 
Zöller (-Geimer), § 1027a Rdnr. 7; Wieczorek (-Schutze), § 1027a Anm. B V. 
Zöller (-Geimer), § 1027a Rdnr. 15. 
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Sache, sondern schon vorher in einem Zwischenschiedsspruch,16 muß zwischen kompe-

tenzverneinenden und kompetenzbejahenden Entscheidungen differenziert werden. 

(1) Die gerichtliche Überprüfung kompetenzverneinender Zwischenschiedsentscheide 

Eine Unzuständigkeitsentscheidung des Schiedsgerichts kann grundsätzlich nicht als 

Schiedsspruch ergehen, denn bei Annahme seiner Unzuständigkeit ist das Schiedsgericht 

nicht ermächtigt, in dem Streit zu entscheiden.17 Da die Entscheidung nicht als Schieds-

spruch ergehen kann, gibt es gegen sie keinen direkten Rechtsbehelf.18 Die Ent-

scheidung der Schiedsrichter ist insoweit endgültig. Gleichwohl kann der Streit um die 

Zuständigkeit des Schiedsgerichts in einem Feststellungsverfahren vor Gericht geklärt 

werden. Fraglich ist, was zu geschehen hat, wenn das staatliche Gericht die schieds-

gerichtliche Kompetenzentscheidung für falsch hält. Nach allgemeiner Auffassung 

erlischt durch die negative Entscheidung der Schiedsrichter die Schiedsabrede.19 Auch 

wenn das staatliche Gericht diese Entscheidung für falsch halten sollte, kann es den 

Streit daher nicht an das Schiedsgericht zurückverweisen, sondern muß selber in der 

Sache entscheiden.20 Die maßgebliche Begründung hierfür kann nur sein, daß bei Un-

möglichkeit der schiedsgerichtlichen Entscheidung die Parteien nicht ohne Rechtsschutz 

gelassen werden dürfen. 

Die Schiedsrichter können nicht gerichtlich zum Erlaß einer Entscheidung in der Sache 

gezwungen werden. Schon die Klage auf Erfüllung der schiedsrichterlichen Verpflichtung 

ist unzulässig, eine Verurteilung wäre entsprechend § 888 Abs. 2 ZPO jedenfalls nicht 

zwangsweise durchzusetzen.21 Zwar werden Schiedsrichter sich selten unberechtigter-

Habscheid, ZSR 106 (1987), S. 669, 676. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1033 Rdnr. 3; Beitzke, ZZP 60 (1936/1937), S. 317, 325; LG 
Hamburg v. 5.4.1961, KTS 1963, S. 116. 

Schwab/Walter, Kap. 8 Rdnr. 2; Beitzke, ZZP 60 (1936/1937), S. 317, 325; Zöller (-Geimer), 
§ 1041 Rdnr. 21. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1033 Rdnr. 3; Schwab/Walter, Kap. 8 Rdnr. 2, Kap. 16 Rdnr. 9; 
Beitzke, ZZP 60 (1936/1937), S. 317, 325; Erecinski, in: Jahrbuch für die Praxis der Schieds-
gerichtsbarkeit Bd. 3 (1989), S. 14, 25. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1033 Rdnr. 3; Beitzke, ZZP 60 (1936/1937), S. 317, 325; a.M. 
Thomas, Das privatrechtliche Schiedsgerichtsverfahren, S. 73. 

Stein/Jonas (-Schlosser), vor § 1025 Rdnr. 12; Schwab/Walter, Kap. 12 Rdnr. 2. 



10 Kap. I, A.l. Gesetzlich konzipierte Lösungsansätze nach deutschem Recht 

weise für unzuständig erklären.22 Wenn dies dennoch geschieht, muß den Parteien 

gleichwohl eine alternative Möglichkeit der Streiterledigung geboten werden. Dies muß 

aber nicht zwingend die staatliche Gerichtsbarkeit sein, sondern die Alternative ist durch 

Auslegung der Schiedsvereinbarung zu ermitteln. Hierbei sind die Interessen der Parteien 

zu berücksichtigen. Die Parteien können z.B. vereinbaren, daß die Sache in einem 

solchen Fall einem anderen Schiedsgericht vorgelegt werden soll.23 Denkbar ist auch, 

daß das Schiedsgericht zu erkennen gibt, daß es im Falle einer gerichtlichen Bestätigung 

seiner Zuständigkeit weiterverhandeln will.24 Nur wenn die Auslegung der Schiedsver-

einbarung ergibt, daß nur ein ganz bestimmtes Schiedsgericht über den Streit entscheiden 

soll, und dieses Schiedsgericht sich weigert dies zu tun, da es die Schiedsvereinbarung 

für unwirksam hält, ist daher die Streitentscheidung durch das staatliche Gericht die 

zwingende Folge. 

(2) Die gerichtliche Überprüfung kompetenzbejahender Zwischenschiedsentscheide 

Bejaht das Schiedsgericht seine Zuständigkeit, so ist - anders als bei einer verneinenden 

Entscheidung - nicht von vornherein ausgeschlossen, daß die Entscheidung als Schieds-

spruch ergeht und gesondert angreifbar ist. Da die Zuständigkeitsentscheidung des 

Schiedsgerichts das Schiedsverfahren nicht beendet, kann sie aber jedenfalls nicht als 

End-, sondern muß als Zwischenschiedsspruch ergehen.25 Als Zwischenschiedssprüche 

werden nach der deutschen Terminologie solche Schiedsentscheide bezeichnet, die das 

Schiedsverfahren oder einen materiellen Teil davon nicht endgültig erledigen, sondern 

nur die Vorstufe zu einer endgültigen Entscheidung darstellen.26 

Umstritten ist, ob kompetenzbejahende Zwischenschiedssprüche gesondert anfechtbar 

sind. Die h.M. geht davon aus, daß Zwischenschiedssprüche keine Schiedssprüche im 

Sinne von § 1039 ZPO oder der internationalen Übereinkommen sind und daß sie daher 

keine Rechtskraft besitzen und weder niederlegungs- noch vollstreckungsfähig noch mit 

Mayer, Recueil des Cours 217 (1989-V), S. 319, 334, 352. 

Stein/Jonas (-Schlosser), § 1033 Rdnr. 3. 

Schwab/Walter, Kap. 16 Rdnr. 9. 

Bulow, KTS 1970, S. 125, 131. 

Schlosser, Rdnr. 772; Schwab/Walter, Kap. 18 Rdnr. 9, 10; Maier, Handbuch der 
Schiedsgerichtsbarkeit, Rdnr. 404; Täller (-Geimer), § 1034 Rdnr. 63; Laschet, in: FS Nagel, 
S. 167. 

22 

23 

24 

25 

26 
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